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Antrag 

Fraktion der SPD Hannover, den 03.03.2009 

Einsetzung einer Enquete-Kommission „Zukunftsfähiges Niedersachsen - leistungsfähige 
Kommunen, bürgernahe Verwaltung“ 

Der Landtag wolle beschließen: 
Entschließung 

Der Niedersächsische Landtag setzt gemäß § 18 a seiner Geschäftsordnung (GO LT) eine Enque-
te-Kommission ein, die sich mit der zeitgemäßen Weiterentwicklung zukunfts- und leistungsfähiger, 
effizienter und bürgernaher Verwaltungsstrukturen in Niedersachsen befasst. 

Zielsetzungen sind die Erarbeitung von konkreten Lösungsvorschlägen sowie die Entwicklung von 
Empfehlungen an den Landtag unter Berücksichtigung folgender zentraler Aspekte: 

1. Zu prüfen und zu bewerten sind zunächst die Abgrenzung von Aufgaben der Landes- und der 
Kommunalverwaltung, deren Verzahnung sowie die Struktur der Landesverwaltung unter dem 
Blickwinkel der Gewährleistung ihrer Bündelungs- und Koordinierungsfunktion. 

2. Weiterhin ist zu untersuchen, wie die kommunale Selbstverwaltung mit ihren zentralen 
Grundsätzen der Bürgernähe, der Überschaubarkeit und der ehrenamtlichen Mandatsaus-
übung so gestärkt werden kann, dass sie mittel- und langfristig in ihren Kernaufgaben der Da-
seinsvorsorge handlungs- und steuerungsfähig bleibt. 

3. Dabei sollen auch die Folgen der strukturellen Finanznot der Kommunen, die Aufgabenvertei-
lung zwischen Land und Kommunen, die Zukunftsfähigkeit der derzeitigen Organisation der 
Landesverwaltung sowie der kommunalen Strukturen untersucht werden. 

4. Die Erarbeitung der Vorschläge soll auf den Ergebnissen der Enquete-Kommission des Nie-
dersächsischen Landtages „Demografischer Wandel - Herausforderungen an ein zukunftsfä-
higes Niedersachsen (Drs. 15/3900)“ aufbauen und die regionalen Identitäten in Niedersach-
sen berücksichtigen. 

  I. Handlungsfelder 

1. Die Enquete-Kommission soll 

a) die derzeitige Aufgabenerledigung und die Aufgabenverteilung zwischen Land und Kom-
munen (Aufgabenkritik) sowie zwischen Landkreisen und kreisangehörigen Kommunen, 

b) die Organisation der Aufgabenerfüllung unter Einbeziehung privatisierter Aufga-
ben/Kommunalisierung, 

c) die Erwartungen von Bürgerinnen und Bürgern und der Wirtschaft an die Verwaltungs-
struktur und Aufgabenerfüllung, 

d) die Auswirkungen des weitgehenden Wegfalls der staatlichen Mittelinstanz in Niedersach-
sen unter Berücksichtigung des Zuschnitts und der Organisation staatlicher Verwaltung in 
anderen Bundesländern, 

e) die Auswirkungen der absehbaren demografischen Entwicklung auf Aufgabenverteilung 
und Aufgabenerfüllung, 

f) die Entwicklung der finanziellen Rahmenbedingungen für Land und Kommunen, 
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g) die Angemessenheit im Verhältnis zu Aufgabenspektrum und zur finanziellen Leistungsfä-
higkeit der Gemeindegebiets- und Kreisgebietsstrukturen unter Berücksichtigung der Er-
fahrungen anderer Bundesländer, 

h) die Organisation und Rahmenbedingungen der interkommunalen Zusammenarbeit hori-
zontal und vertikal einschließlich möglicher demokratischer Legitimationsdefizite, 

i) die Fragestellung der Sicherung der öffentlichen Daseinsvorsorge - auch durch kommuna-
le Stadtwerke - unter Berücksichtigung des Grundsatzes gleichwertiger Lebensverhältnis-
se in allen Regionen des Landes, 

untersuchen. 

2. Im Ergebnis der Untersuchungen werden von der Enquete-Kommission insbesondere Aussa-
gen und Handlungsempfehlungen zu folgenden Punkten erwartet: 

a) Aufgabenkritik und Aufgabenerledigung 

– Wie muss die Aufgabenverteilung  zwischen dem Land und der Ebene der Landkreise 
und kreisfreien Städte sowie zwischen den Landkreisen und kreisfreien Städten und 
der Ebene der Gemeinden nach den Kriterien der Subsidiarität, Wirtschaftlichkeit und 
Bürgernähe zukünftig gestaltet werden? 

– Wie kann eine wirtschaftliche und bürgernahe Verwaltung auch in Zukunft unter verän-
derten Rahmenbedingungen gewährleistet werden? 

– Wie müssen die staatlichen Aufgaben und die kommunalen Selbstverwaltungsaufga-
ben im Verhältnis und in Abgrenzung der finanziellen Verantwortung im Interesse der 
Verantwortung vor Ort zukünftig gestaltet werden? 

– Welche Aufgaben werden am sinnvollsten von welcher Ebene erledigt? 

– Welche Aufgaben können entfallen? 

– Welche Aufgaben sind im Interesse einer zukunftsfähigen Struktur gebündelt von ei-
nem Verwaltungsträger durchzuführen? 

b) Zukunftsfähige Strukturen 

– Entwicklung eines neuen Leitbildes für kommunale Gebietskörperschaften, 

– Entwicklung von Kriterien für zukunftsfähige Gemeindegebiets- und Kreisgebietsstruk-
turen unter Berücksichtigung der absehbaren demografischen und finanziellen Rah-
menbedingungen bei Wahrung der Grundsätze der kommunalen Selbstverwaltung, 

– zur finanziellen Stärkung der Verwaltungs- und Investitionskraft der Kommunen durch 
geeignete Maßnahmen auf Bundes- und Landesebene, 

– Unter welchen Voraussetzungen und gegebenenfalls in welchen Größenordnungen 
sind Regionen denkbar? Nach welchen sozio- und wirtschaftsgeografischen sowie kul-
turell-historischen Kriterien können zusammengehörende regionale Gebiete definiert 
werden? 

– zu Rathäusern in den Städten und Gemeinden als „front office“ für staatliche Aufga-
ben, die im „back office“ von anderen Verwaltungsträgern erledigt werden, 

– zur Frage, welche Verbesserungen der Rahmenbedingungen der interkommunalen 
Zusammenarbeit erforderlich sind (z. B. Probleme der Mehrwertsteuerpflicht, vergabe-
rechtliche Gesichtspunkte) und wie die Zusammenarbeit gestärkt werden kann, 

– zur Frage, inwieweit die Instrumente Einwohnerfragestunden, Einwohner/Bürgerver-
sammlungen, Bürgerbegehren und Bürgerentscheid sowie Einwohner-/Bürgerantrag 
zur notwendigen Neugestaltung hin zu einer bürgernahen Verwaltung und als Instru-
mente der politischen Teilhabe an der Entscheidungsfindung auch im Vergleich zu an-
deren Bundesländern hinreichend sind oder ob sie durch zusätzliche Elemente der di-
rekten Demokratie ergänzt werden sollten. 
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 II. Zusammensetzung der Kommission 

Der Kommission gehören 25 Mitglieder an, und zwar 17 Mitglieder des Niedersächsischen Landta-
ges und acht Sachverständige, die nicht Abgeordnete sind. Von den Abgeordneten werden 8 von 
der CDU-Fraktion, 6 von der SPD-Fraktion und je einer von den Fraktionen Bündnis 90/Die Grü-
nen, FDP sowie DIE LINKE benannt. Die Sachverständigen werden im Einvernehmen der Fraktio-
nen benannt; andernfalls gilt § 18 a Abs. 2 Satz 3 GO LT. Die Kommission beruft eine Vertrete-
rin/einen Vertreter jedes kommunalen Spitzenverbandes als Mitglied. Weitere Mitglieder sind aus 
den Bereichen der Rechts-, der Wirtschafts- sowie der Verwaltungswissenschaft zu berufen. Ferner 
gehören der Kommission Experten der Landesgeschichte und Landesgeografie an. Im Übrigen gel-
ten die Vorschriften der Geschäftsordnung für die Ausschüsse des Landtages sinngemäß. Die 
Kommission kann zur Unterstützung ihrer Arbeit öffentliche Anhörungen mit Sachverständigen 
durchführen. 

III. Kommissionsbericht 

Die Kommission legt ihren Bericht dem Landtag bis zum 31. Mai 2011 vor. 

Begründung 

Niedersachsen steht - so das unstrittige Ergebnis der vom Landtag in der vergangenen Legislatur-
periode eingesetzten Enquete-Kommission „Demografischer Wandel - Herausforderungen an ein 
zukunftsfähiges Niedersachsen“ (Drs. 15/3900) - vor großen demografischen Veränderungen, die 
unmittelbare Auswirkungen auf zentrale Fragen der Organisation des Gemeinwesens haben. Die 
Sicherung der Leistungsfähigkeit der Kommunen spielt dabei eine entscheidende Rolle. Auf den 
Grundlagen von Aufgabenanalyse und -kritik müssen die bestehenden Verwaltungsstrukturen und 
-abläufe den veränderten Anforderungen angepasst werden. In Anbetracht der Ausgangssituation 
und den abzusehenden Entwicklungen in den kommenden Jahrzehnten muss der Gesetzgeber 
darauf achten, dass die Kommunen nicht infolge unzureichender finanzieller und damit auch orga-
nisatorischer Mittel die Fähigkeit zu eigenverantwortlichem Handeln verlieren. Begrenzte finanzielle 
Handlungsspielräume verlangen, die vorhandenen Ressourcen effizient zu nutzen. Dazu müssen 
neben den Verwaltungsstrukturen auch die Strukturen der Gebietskörperschaften auf den Prüf-
stand gestellt werden. Die Bereitschaft auf der kommunalen Ebene, sich zu größeren Gebietskör-
perschaften zusammenzuschließen, muss durch ein stimmiges Gesamtkonzept unterstützt werden. 
Durch die Neuordnung der Aufgabenverteilung zwischen Land und Kommunen kann dazu beige-
tragen werden, die Zukunftsfähigkeit Niedersachsens zu sichern. Die Enquete-Kommission soll im 
Vorfeld gesetzlicher Regelungen entsprechende Empfehlungen geben. 

 

Johanne Modder 

Stellv. Fraktionsvorsitzende 

 

(Ausgegeben am 06.03.2009) 
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